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Personal-Nr.: 

Widerspruch gegen die Besoldung ab dem 01.01.2026 – Geltendmachung amtsangemessener Alimentation
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit erhebe ich 
Widerspruch

gegen die mir seit dem 01.01.2026 gewährte Besoldung ein und beantrage zugleich, mir eine verfassungsgemäße, amtsangemessene Alimentation ab diesem Zeitpunkt zu gewähren.

Begründung:
Meine gegenwärtige Besoldung genügt nach meiner Auffassung nicht den Anforderungen des Art. 33 Abs. 5 GG an die amtsangemessene Alimentation.
Das Alimentationsprinzip gehört zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums. Es verpflichtet den Dienstherrn, Beamtinnen und Beamte sowie ihre Familien lebenslang angemessen zu alimentieren und ihnen einen Lebensunterhalt zu gewährleisten, der
· dem Dienstrang,
· der Verantwortung des Amtes,
· der Bedeutung des Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit
sowie der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Entwicklung entspricht.

Das Bundesverfassungsgericht hat in mehreren Entscheidungen (u. a. zu den Berliner Besoldungen 2006–2020) den verfassungsrechtlichen Prüfungsmaßstab zur Mindestalimentation weiter konkretisiert. Maßgeblich ist unter anderem das Median-Äquivalenzeinkommen. Wird die gebotene Mindestbesoldung unterschritten, ist bereits aus diesem Grunde von einer Verfassungswidrigkeit auszugehen.
Angesichts der weiterhin erheblich gestiegenen Lebenshaltungskosten, der Inflation sowie der genannten verfassungsrechtlichen Vorgaben halte ich meine gegenwärtige Besoldung für nicht mehr ausreichend und nicht mehr amtsangemessen.

Ich beantrage daher unter Hinweis auf den Amtsermittlungsgrundsatz (§ 86 Abs. 1 VwGO) die vollständige Überprüfung der Rechtmäßigkeit und Verfassungsgemäßheit meiner Alimentation unter Einbeziehung sämtlicher Besoldungsbestandteile und aller rechtlichen Gesichtspunkte.
Der Widerspruch erfolgt vorsorglich auch gegen alle zukünftigen Besoldungsfestsetzungen, soweit diese auf denselben verfassungswidrigen Grundlagen beruhen.

Verfahrenshinweise:
Ich erkläre mich mit einem Ruhen des Verfahrens bis zum Abschluss entsprechender Parallelverfahren einverstanden, sofern auf die Einrede der Verjährung verzichtet wird.

Ich bitte um
· schriftliche Eingangsbestätigung,
· sowie die schriftliche Erklärung, dass
· mein Antrag ruhend gestellt wird und
· auf die Einrede der Verjährung verzichtet wird.

Mit freundlichen Grüßen
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